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Bundes-Geſetzblatt 


Norddeutſchen Bundes. 
8. 


(Nr. 18.) Geſetz über das Poſtweſen des Norddeutſchen Bundes. Vom 2. November 
1867. 


> ie > 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung 
des Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


Abſchnitt 1. 
Gewerbemaͤßige Befoͤrderung von Perſonen und Sachen. 


* 
Wer gewerbemäßig auf Landſtraßen Perſonen gegen Bezahlung mit regel⸗ 
mäßig feſtgeſetzter pi oder Ankunftszeit und miß unterweges gewechſelten 
Transportmitteln befördert, bedarf dann der Genehmigung der Poſtverwaflung, 
wenn zur Zeit der Errichtung der Fuhrgelegenheit auf der Beförderungsſtrecke 
eine wenigſtens täglich abgehende Perſonenpoſt bereits beſteht. Fuhrgelegenheiten, 
welche am 1. Januar 1868. bereits errichtet ſind, bedürfen einer Genehmigung 
der Poſtverwaltung zu ihrem Fortbeſtehen nicht. 


§. 2. 
Die Beförderung 
J) aller verſiegelten, zugenähten oder ſonſt verſchloſſenen Briefe, 
2) aller Zeitungen politiſchen Inhalts 


gegen Bezahlung von Orten mit einer Poſtanſtalt nach anderen Orten mit einer 
Poſtanſtalt des In⸗ oder Auslandes iſt verboten. 


Wenn Briefe und Zeitungen (Nr. 1. und 2.) vom Auslande eingehen und 
nach inländiſchen Orten mit einer Poſtanſtalt beſtimmt ſind, oder durch da 
Bundes- Geſehbl. 1867. u Ge⸗ 


Ausgegeben zu Berlin den 9. November 1867. 


3 


Gebiet des Norddeutſchen Bundes tranſitiren ſollen, ſo müſſen ſie bei der nächſten 
inländiſchen Poſtanſtalt zur Weiterbeförderung eingeliefert werden. 

Unverſchloſſene Briefe, welche in verfiegelten, zugenähten oder ſonſt vere 
ſchloſſenen Packeten befördert werden, ſind den verſchloſſenen Briefen gleich zu 
achten. Es iſt jedoch geſtattet, verſiegelten, zugenähten oder ſonſt verſchloſſenen 
Packeten, welche auf andere Weiſe, als durch die Poſt befördert werden, ſolche 
unverſchloſſene Briefe, Fakturen, Preiskurante, Rechnungen und ähnliche Schrift- 
ſtücke beizufügen, welche den Inhalt des Packets betreffen. 


§. 3. 

Die Beförderung von Briefen und politiſchen Zeitungen (F. 2.) gegen 
Bezahlung durch ac Boten oder Fuhren ift geſtattet. Doch darf ein folder 
Expreſſer von nur Einem Abſender abgeſchickt ſein und dem Poſtzwange unter⸗ 
liegende Gegenſtände weder von Anderen mitnehmen, noch für Andere zurück⸗ 
bringen. 

$. 4. 


Die Annahme und Beförderung von Briefen und politiſchen Zeitungen 
(§. 2.) darf von der Doit, ſofern die Vorſchriften über Adreſſirung, Verpackung 
u. ſ. w. beobachtet ſind, nicht verweigert, insbeſondere darf keine im Gebiete des 
Norddeutſchen Bundes erſcheinende politiſche Zeitung, ſo lange überhaupt der 
Vertrieb der Zeitungen im Wege des Poſtdebits erfolgt, von demſelben ausge⸗ 
ſchloſſen und ebenſowenig darf bei der Normirung der für die Beförderung und 
Debitirung der verſchiedenen, im Gebiete des Norddeutſchen Bundes erſcheinenden 
Zeitungen zu erhebenden Proviſion nach verſchiedenen Grundſätzen verfahren 
werden. 

§. 5. 


Hinſichts der Eiſenbahn⸗Unternehmungen verbleibt es bei den beſonderen 
eſetzlichen Vorſchriften. Für die Verbindlichkeit der bereits konzeſſionirten Eiſen⸗ 
bahngeſellſchaften zum unentgeltlichen Transport von Poſtſendungen bewendet es 
bei den Beſtimmungen der Konzeſſions⸗Urkunden, und bleiben insbeſondere in 
dieſer Beziehung die bisherigen Geſetze über den Umfang des Poſtzwanges und 
über 16 ORIG der Eiſenbahnen zu Leiſtungen im Intereſſe der Poſt 
maaßgebend. S 

| ri eine bereits konzeſſionirte Eiſenbahngeſellſchaft ihr Unternehmen 

S durch den Bau neuer Eiſenbahnen erweitert, fo find dieſelben zu gleichen Leiſtun⸗ 
gen im Intereſſe der Poſt verpflichtet, wie ſolche der urſprünglichen Bahn ob⸗ 
liegen, falls nicht in der bereits ertheilten Konzeſſions⸗Urkunde eine ausdrückliche 
Ausnahme in dieſer Beziehung enthalten iſt. 

Bei neu zu konzeſſionirenden Eiſenbahn- Unternehmungen wird das Bundes⸗ 
präſidium die erforderlichen Anordnungen wegen gleichmäßiger Bemeſſung der 
den Eiſenbahnen im Intereſſe der Poſt aufzuerlegenden Verpflichtungen treffen. 
Jedoch ſollen dieſe Verpflichtungen nicht über das Maaß derjenigen Verbindlich⸗ 

s keiten hinausgehen, welche den neu zu erbauenden Eiſenbahnen nach den bisher 
f in den älteren öſtlichen Landestheilen Preußens geltenden Geſetzen obliegen. 
A 


b⸗ 


ze 


Abſchnitt II. 
Bon der Garantie. 


$. 6. 


„Die Poſtverwaltung leiftet dem Abſender Erſatz für den Verlust und die 
Beſchädigung folgender ihr zur Beförderung reglementsmäßig eingelieferten 


Gegenſtände 
1) der Geldſendungen, 
2) der Packete mit oder ohne Werthsdeklaration, 
3) der Briefe mit deklarirtem Werthe, 

und für den Verluſt 


4) der reglementsmäßig eingelieferten rekommandirten Sendungen, denen in 
dieſer Beziehung Sendungen gleichgeſtellt werden, welche zur Beförderung 
durch Eſtafette eingeliefert worden ſind. 


Für einen durch verzögerte Beförderung oder Beſtellung dieſer Gegenſtände 
entſtandenen Schaden leiſtet die Poſtverwaltung nur dann Erſatz, wenn die 
Sache durch verzögerte Beförderung oder Beſtellung verdorben iſt, oder ihren 
Werth bleibend dan oder theilweiſe verloren hat. Auf eine Veränderung des 
Kurſes oder mar tgängigen Preiſes wird jedoch hierbei keine Rückſicht genommen. 

Die Verbindlichkeit der Poſtverwaltung zur Erſatzleiſtung bleibt ausge⸗ 
ſchloſſen, wenn der Verluſt, die Beſchädigung oder die verzögerte Beförderung 
oder Beſtellung 

a) durch die eigene Fahrläſſigkeit des Abſenders, oder 

b) durch die unabwendbaren Folgen eines Naturereigniſſes, oder durch die 
natürliche Beſchaffenheit des Gutes herbeigeführt worden iſt, oder 

e) auf einer auswärtigen Poſtanſtalt ſich ereignet hat, für welche die Poſt⸗ 
verwaltung des Norddeutſchen Bundes nicht durch Konvention die Erſatz⸗ 
Eule ausdrücklich übernommen hat; iſt jedoch in dieſem Falle die 
Einlieferung bei einer Norddeutſchen Poſtanſtalt erfolgt und will, der 
Abſender ſeine Anſprüche gegen die auswärtige Poſtbehörde geltend 
machen, fo hat die Poſtverwalkung des Norddeutſchen Bundes ihm Bei⸗ 
ſtand zu leiſten. 


Faur andere, als die unter Nr. 1. bis 4. bezeichneten Gegenſtände und 
insbeſondere für gewöhnliche Briefe wird weder für Verluſt oder Beſchädigung, 
noch für verzögerte Beförderung oder Beſtellung Erſatz geleiſtet. 


$. 7. 


Wenn der Verſchluß und die Emballage der zur Poſt gegebenen Gegen: 
ſtände bei der Aushändigung an den Empfänger äußerlich unverletzt und zug r 
11* as 
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das bei der Einlieferung ausgemittelte Gewicht übereinſtimmend befunden wird, 
ſo darf dasjenige, was bei der Eröffnung an dem angegebenen Inhalte fehlt, von der 
Poſtverwaltung nicht vertreten werden. Die ohne Erinnerung geſchehene An⸗ 
nahme einer Sendung begründet die Vermuthung, daß bei der Aushändigung 
Verſchluß und Emballage unverletzt und das bei der Einlieferung ausgemittelte 
Gewicht übereinſtimmend befunden worden iſt. 


K. 8. 


Iſt eine Werthsdeklaration geſchehen, ſo wird dieſelbe bei der Feſtſtellung 
des Betrages des von der Poſtverwaltung zu leiſtenden Schadenerſatzes zum 
Grunde gelegt. Beweiſt jedoch die Poſtverwaltung, daß der deklarirte Werth 
den gemeinen Werth der Sache überſteigt, ſo hat ſie nur dieſen zu erſetzen. Iſt 
in betrüglicher Abſicht zu hoch deklarirt worden, ſo verliert der Abſender nicht 
nur jeden Anſpruch auf Schadenerſatz, ſondern iſt auch nach den Vorſchriften der 
Strafgeſetze zu beſtrafen. 


§. 9. 


Iſt bei Packeten die Deklaration des Werthes unterblieben, ſo vergütet 
die Poſtverwaltung im Falle eines Verluſtes oder einer Beſchädigung den wirk⸗ 
lich erlittenen Schaden, jedoch niemals mehr, als Einen Thaler für jedes Pfund 
der ganzen Sendung. Packete, welche weniger als Ein Pfund wiegen, werden 
den Packeten zum Gewicht von Einem Pfunde gleichgeſtellt und überſchießende 
Pfundtheile für Ein Pfund gerechnet. 

$. 10. 

Für einen rekommandirten Brief oder eine andere rekommandirte Sendung, 
ſowie für einen zur Beförderung durch Eſtafette eingelieferten Brief oder an⸗ 
deren Gegenſtand (F. 6. Nr. 49 wird dem Abſender im Falle des Verluſtes, 


ohne Rückſicht auf den Werth der Sendung, ein Erſatz von vierzehn Thalern 
gezahlt. Eine Werthsdeklaration iſt bei dieſen Gegenſtänden nicht zuläſſig. 
. 
Bei Reiſen mit den ordentlichen Poſten leiſtet die Poſtverwaltung 
1) für den Verluſt oder bei Beſchädigung des reglementsmäßig eingelieferten 
) aſſagierguts nach Maaßgabe der 55. 8. und 9. und 
2) wenn ein Reiſender körperlich beſchädigt wird und die Beſchädigung nicht 
erweislich durch einen Zufall oder durch Schuld des Reiſenden herbei⸗ 
geführt iſt, für die erforderlichen Kur- und Verpflegungskoſten 
Erſatz. ç 
Bei der Extrapoſtbeförderung findet weder für den Verluft oder die Be⸗ 
ſchädigung an Sachen, welche der Reiſende bei ſich führt, noch bei einer kör⸗ 
perlichen Beſchädigung des Reiſenden Entſchädigung Seitens der Poſtverwal⸗ 
tung ſtatt. 
§. 12. 
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F. 12. 


Eine weitere, als die in den SS. 8. 9. 10. und 11. nach Verſchiedenheit 
der Fälle beſtimmte Entſchädigung wird von der Poſtverwaltung nicht geleiſtet; 
insbeſondere findet gegen dieſelbe ein Anſpruch wegen eines durch den Verluſt 
oder die Beſchädigung einer Sendung entſtandenen mittelbaren Schadens oder 
entgangenen Gewinnes nicht ſtatt. 


S. 13. 


Der Anſpruch auf Schadloshaltung gegen die Poſtverwaltung muß in 
allen Fällen gegen die Ober⸗Poſtdirektion, beziehungsweiſe gegen die mit deren 
Funktionen beauftragte Poſtbehörde gerichtet werden, in deren Bezirke der Ort 
der Einlieferung der Sendung oder der Ort der Einſchreibung des Reiſenden liegt. 


$. 14. 


Der Anſpruch auf Entſchädigung an die Poſtverwaltung erliſcht mit Ab- 
lauf von ſechs Monaten, vom Tage der Einlieferung der Sendung oder vom 
Tage der Beſchädigung des Reiſenden an gerechnet. Dieſe Verjährung wird 
nicht allein durch eae der Klage, ſondern auch durch Anbringung der 
Reklamation bei der kompetenten Poſtbehörde ($. 13.) unterbrochen. Ergeht 
hierauf eine abſchlägige Beſcheidung, ſo beginnt vom Empfange derſelben eine 
neue Verjährung, welche durch eine Reklamation gegen jenen Beſcheid nicht 
unterbrochen wird. 


$. 15. 
In Fällen des Krieges und gemeiner Gefahr ſind die Poſtanſtalten befugt, 


durch öffentliche Bekanntmachung jede Vertretung abzulehnen und Briefe, fowie * 


andere Sachen, nur auf Gefahr des Abſenders zur Beförderung zu übernehmen. 
In ſolchem Falle ſteht jedoch dem Abſender frei, ſich ohne Rückſicht auf die Ber 
ſtimmungen des $. 2. jeder anderen Transportgelegenheit zu bedienen. 


Abſchnitt HL 
Beſondere Vorrechte der Poſten. 


$. 16. 


Die ordentlichen Poſten nebſt deren Beiwagen, ſowie die auf Koſten des 
Staates beförderten Kuriere und Eftafetten, imgleichen die von Poſtbeförderungen 
ledig zurückkommenden Poſtfuhrwerke und Poſtpferde, ſowie endlich die Briefträger 
und Poſtboten, find von Entrichtung der Chauſſee⸗, Weger, Brücken⸗, Damm-, 
Pflaſter⸗, Prahm⸗ und Fährgelder und anderer Kommunikations- Abgaben befreit. 
Dieſe Befreiung findet auch, jedoch unbeſchadet beſtehender Rechte, gegen die Er 

Is 


Erhebung folder Abgaben berechtigten Korporationen, Gemeinden oder Privat⸗ 
perſonen ſtatt. 


F. 17. 


In beſonderen Fällen, wo die gewöhnlichen Poſtwege gar nicht oder 
ſchwer zu paſſiren ſind, können die ordentlichen Poſten, ſowie die Kuriere, Extra⸗ 
poſten und Eſtafetten ſich der Neben- und Feldwege bedienen, auch über ungehegte 
Wieſen und Aecker fahren, unbeſchadet jedoch des Rechtes der Eigenthümer auf 
Schadenerſatz. 

$. 18. 


Gegen die ordentlichen Poſten, Kuriere, Extrapoſten und Eſtafetten iſt keine 
Pfändung erlaubt, auch darf dieſelbe gegen einen Poſtillon nicht geübt werden, 
welcher mit dem ledigen Geſpann zurückkehrt. Zuwiderhandlungen werden mit 
Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu zwanzig Thalern beſtraft. 


$. 19. 
Jedes Fuhrwerk muß den ordentlichen Poſten, ſowie den Extrapoſten, 
Kurieren und Eſtafetten auf das übliche Signal ausweichen. Zuwiderhandlungen 
werden mit Geldbuße von zehn Silbergroſchen bis zu zehn Thalern beſtraft. 


$. 20. 


Das Inventarium der Poſthaltereien darf im Wege des Arreſtes oder 
der Exekution nicht mit Beſchlag belegt werden. 


. 21. 


Wenn den ordentlichen Poſten, Kurieren, Extrapoſten oder Eſtafetten unter⸗ 
weges ein Unfall begegnet, ſo ſind die Anwohner der Straße verbunden, den⸗ 
ſelben die zu ihrem Weiterkommen erforderliche Hülfe gegen vollſtändige Ent⸗ 
ſchädigung ſchleunigſt zu gewähren. 


$. 22. 


Die vorſchriftsmäßig zu haltenden Poſtpferde und Poſtillone dürfen zu 
den Behufs der Staats⸗ und Kommunalbedürfniſſe zu leiſtenden Spanndienſten 
nicht herangezogen werden. 


$. 23. 


Die Thorwachen, Thor⸗, Brücken⸗ und Barrierebeamten find verbunden, 
die Thore und Schlagbäume ſchleunigſt zu öffnen, ſobald der Poſtillon das übliche 
Signal giebt. Ebenſo müſſen auf daſſelbe die Fährleute die Ueberfahrt unver⸗ 
züglich bewirken. Zuwiderhandlungen werden mit Geldbuße von zehn Silber⸗ 
groſchen bis zu zehn Thalern beſtraft. 


F. 24. 
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F. 24. 


Auf Requiſition der Poſtbehörden haben die Polizei- und Steuerbeamten 
zur Verhütung und Entdeckung von Poſtübertretungen mitzuwirken. 


$. 25. 


Die Poſtanſtalten ſind berechtigt, unbezahlt gebliebene Beträge an Perſonen⸗ 
geld, Porto und Gebühren nad) den für die Beitreibung öffentlicher Abgaben 
eſtehenden Vorſchriften exekutiviſch einziehen zu laſſen. 

Dem Exequirten fteht jedoch die Betretung des Rechtsweges offen. 


S. 26. 


Die Beträge, welche in einer Sendung enthalten find, die weder an den 
Adreſſaten beftellt, noch an den Abſender zurückgegeben werden kann, oder welche 
aus dem Verkaufe der vorgefundenen Gegenſtände gelöſt werden, fließen nach 
Abzug des Porto und der ſonſtigen Koſten zur Poſt⸗Armen⸗ oder Unterſtützungs⸗ 
kaſſe. Meldet ſich der Abſender oder der Adreſſat ſpäter, ſo zahlt ihm die Poſt⸗ 
sun oder Unterſtützungskaſſe die ihr zugefloffenen Summen, jedoch ohne Zinfen, 
zurück. 
Nach gleichen Grundſätzen TT mit zurückgelaſſenen Paſſagier-Effekten zu 
verfahren. 


Abſchnitt IV. 
Strafbeſtimmungen bei Poſt- und Portodefraudationen. 


$. 27. 
Mit Geldbuße von fünf bis funfzig Thalern wird beftraft: 

1) wer gewerbemäßig Perſonen befördert, ohne die nach F. 1. erforderliche 
Genehmigung der Poſtverwaltung zu beſitzen, oder wer von den Bedin- 
gungen der ihm ertheilten Konzeſſion abweicht; 

2) wer unbefugt Briefe oder politiſche Zeitungen gegen Bezahlung (SS. 2. 3.) 
befördert. 

Wenn die Beförderung in verſiegelten, zugenähten oder ſonſt verſchloſſenen 


Packeten erfolgt, ſo trifft die Strafe den Beförderer nur dann, wenn er den 
verbotwidrigen Inhalt des Packetes zu erkennen vermochte. 


. 28. 


Wird das in H. 1. ausgeſprochene Verbot des Wechſels der Transport⸗ 
mittel durch den Anſchluß mehrerer für ſich erlaubter Fuhrgelegenheiten um⸗ 
gangen, ſo hat jeder Unternehmer, wenn er auf geſchehene an, R 

Dits 


Eù : 


e den Anſchluß der Fahrten nicht einſtellt, die Strafe des §. 27. 
verwirkt. 


b. 29. 


Im erſten Rückfalle wird die Strafe ($$. 27. 28.) verdoppelt, und bei 
ferneren Rückfällen auf das Vierfache erhöht. 

Im Rückfalle befindet nd derjenige, welcher, nachdem er wegen einer der 
in den $$. 27. und 28. bezeichneten Uebertretungen vom Gerichte oder im Ver⸗ 
waltungswege zur Strafe rechtskräftig verurtheilt worden iſt, innerhalb der 
nächſten fünf Jahre nach der Verurtheilung eine dieſer Uebertretungen verübt. 


$. 30. 


Mit dem vierfachen Betrage des defraudirten Porto, jedoch niemals unter 
einer Geldbuße von Einem Thaler, wird beſtraft: 


1) wer Briefe oder politiſche Zeitungen, den Beſtimmungen des $. 2. zu⸗ 
wider, auf andere Weiſe, als durch die Poſt, gegen Bezahlung verfchidt; 


2) wer Gegenſtände unter Streifband oder Kreuzband zur Verſendung mit 
der Poſt einliefert, welche überhaupt oder wegen verbotener Zuſätze unter 
Streifband nicht verſandt werden dürfen; 


3) wer ſich zu einem portopflichtigen Schreiben einer, von der Entrichtung 
des Porto befreienden Bezeichnung bedient oder ein ſolches Schreiben in 
eine Sendung verpackt, welche beſtimmungsmäßig unter einer portofreien 
Rubrik befördert wird; 


4) wer Poſtfreimarken oder geſtempelte Briefcouverts nach ihrer Ent⸗ 
werthung zur Frankirung einer Sendung benutzt. Inwiefern in dieſem 
Falle wegen hinzugetretener Vertilgung des Entwerthungszeichens eine 
bauch Strafe verwirkt iſt, wird nach den allgemeinen Strafgeſetzen 
beurtheilt ; 


5) wer Briefe oder andere Sachen zur Umgehung der Portogefälle einem 
Poſtbeamten oder Poſtillon zur Mitnahme übergiebt. 


§. 31. 

Im erſten Rückfalle wird die Strafe ($. 30.) verdoppelt und bei ferneren 
Rückfällen auf das Vierfache erhöht. 

Im Rückfalle befindet ſich derjenige, welcher, nachdem er wegen einer der 
in dem $. 30. bezeichneten Uebertretungen vom Gerichte oder im Verwaltungs⸗ 
wege zur Strafe rechtskräftig verurtheilt worden iſt, innerhalb der nächſten fünf 
Jahre nach der Verurtheilung eine dieſer Uebertretungen verübt. 


$. 32. 


Wer wiſſentlich, um der Poſtkaſſe das Perſonengeld zu entziehen, unein- 
ge⸗ 


R RZ 
l 


— 69 — - 


etragen mit Det Ent veift, wird mit dem vierfachen Betrage des defraudirten 
erſonengeldes, jedoch niemals unter einer Geldbuße von Einem Thaler, beſtraft. 


F. 33. 


In den $. 30. unter Nr. 2. bis 4. beſtimmten Fällen ift die Strafe mit 
der Einlieferung der Sendung zur Poſt verwirkt. 


$. 34. 


Außer der Strafe muß in den Fällen des $. 30. das Porto, welches für 
die Beförderung der Gegenſtände der Poſt zu entrichten geweſen wäre, und in 
dem Falle des $. 32. das defraudirte Perſonengeld gezahlt werden. In dem 
$. 27. unter Nr. 2. und $. 30. unter Nr. 1. beſtimmten Falle haften der Ab- 
ſender und der Beförderer für das Porto ſolidariſch. 


$. 35. 


Kann die verwirkte Geldbuße nicht beigetrieben werden, ſo tritt eine ver⸗ 
hältnißmäßige Freiheitsſtrafe ein. Die Dauer derſelben ſoll von dem Richter ſo 
beſtimmt werden, daß der Betrag von Einem Thaler bis zu zwei Thalern einer 
Gefängnißſtrafe von Einem Tage gleich geachtet wird. Die Freiheitsſtrafe beträgt 
ſachs Woch Einen Tag, zu vier und zwanzig Stunden gerechnet, und höchſtens 
e ochen. 


$. 36. 


Hat Jemand mehrere Poft- oder Porto-Uebertretungen begangen, fo kommen 
die ſämmtlichen dadurch begründeten Strafen gan Anwendung. 
Der Verſuch einer Poſt⸗ oder Porto- Aebertretung und die Theilnahme 
an derſelben bleiben ſtraflos. 


$. 37. 
Poſt⸗ und Porto-⸗Uebertretungen ($$ 27. bis Ba edje in Einem 
Jahre, von dem Tage an gerechnet, an welchem fie begangen Ai ; 


Die Vorladung des Beſchuldigten zu feiner Verantwortung im Verwal⸗ 
tungswege unterbricht die Verjährung. 


$. 38. 

Die Poſtbehörden und Poſtbeamten, welche eine Uebertretung entdecken, 
ſind befugt, die dabei vorgefundenen Briefe oder andere Sachen, welche Gegen⸗ 
ſtand der Uebertretung find, in Beſchlag zu nehmen und ſo lange gang oder 
theilweiſe zurückzuhalten, bis entweder die defraudirten Poſtgefälle, die Geldſtrafe 
und die Koften gezahlt oder durch Kaution ſicher geſtellt fmb. Diefe Vorſchrift 
findet auch Anwendung auf die Pferde und Wagen mit welchen ein Fuhrmann 
bei der Verübung einer der in dem H. 27. bezeichneten Ueebertretungen betroffen wird. 

Bundes, Geſeßbl. 1867. 12 $. 39. 


x Enge 
$. 39. 


Die in den SS. 27. bis 32. beſtimmten Geldbußen fließen zur Poſt⸗Armen⸗ 
oder Unterſtützungskaſſe. 


Abſchnitt v. 
Strafverfahren bei Doit: und Porto-Defraudationen. 


$. 40. 


Die Unterſuchung in Poſt⸗ und Porto⸗Defraudationsſachen wird ſumma⸗ 
riſch von den Poſtanſtalten oder von den Bezirks⸗Aufſichtsbeamten geführt und 
darauf im Verwaltungswege von den Ober ⸗Poſtdirektionen, beziehungsweiſe 
von den mit deren Funktionen beauftragten Poſtbehörden, entſchieden. Dieſe 
können jedoch, fo lange noch kein Strafbeſcheid erlaſſen worden iſt, die Verwei⸗ 
ſung der Sache zum gerichtlichen Verfahren verfügen und ebenſo kann der An⸗ 
geſchuldigte während der Unterſuchung bei der Poſtbehörde, und binnen zehn 
Tagen präflufivifder Friſt, nach Eröffnung des von letzterer abgefaßten Straf⸗ 
beſcheides, auf rechtliches Gehör antragen. Dieſer Antrag iſt an die Poſtbehörde 
zu richten. Der Strafbeſcheid wird alsdann als nicht ergangen angeſehen. 

Einer ausdrücklichen Anmeldung der Berufung auf rechtliches Gehör wird 
es gleich geachtet, wenn der Angeſchuldigte auf die Vorladung der Poſtbehörde 
nicht erſcheint oder die Auslaſſung vor derſelben verweigert. 


$. 41. 
Bei den Unterſuchungen im Verwaltungswege werden die Betheiligten 
mündlich verhört und ihre Ausſagen zu Protokoll genommen. 
$. 42. 


Die Vorladungen geſchehen durch die Beamten oder Unterbeamten der 
Poſtanſtalten, oder auf deren Requiſition nach den für gerichtliche Inſinuationen 
beſtehenden Vorſchriften. 

§. 43. 


Die Zeugen ſind verbunden, den an ſie von den Poſtbehörden ergehenden 
Vorladungen Folge zu leiſten. Wer ſich deſſen weigert, wird dazu auf Re⸗ 
quiſition der Poſtbehörden durch das Gericht in gleicher Art, wie bei gericht⸗ 
lichen Vorladungen, angehalten. 


§. 44. 


In Sachen, wo die höchſte zuläſſige Geldbuße den Betrag von 50 Thalern 
überſteigt, muß dem Angeſchuldigten p Verlangen eine Friſt von acht e 
bis 
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de Wochen zur Einreichung einer ſchriftlichen Vertheidigung geſtattet 
werden. 


S. 45. 
Findet die Ober⸗Poſtdirektion, beziehungsweiſe die mit deren Funktionen 


beauftragte Poſtbehörde, die Anwendung einer Strafe nicht begründet, fo ver: 
fügt ſie die Zurücklegung der Akten. 


$. 46. 


Dem Strafbeſcheide müſſen die Entſcheidungsgründe beigefügt fein. Auch 
iſt darin der Angeſchuldigte ſowohl mit dem ihm dagegen zuſtehenden Rechts⸗ 
mittel, als auch mit der Strnferhöhung, welde er im Falle der Wiederholung 
der Uebertretung zu erwarten hat, bekannt zu machen. 

Der Strafbeſcheid iſt durch die Poſtanſtalt dem Angeſchuldigten entweder 
zu Protokoll zu publiziren oder in der für die Vorladung vorgeſchriebenen Form 
zu inſinuiren. 


8. 47. 


S Der Angeſchuldigte kann, wenn er von der Befugniß zur Berufung auf 

richterliche Entſcheidung keinen Gebrauch machen will, gegen den Strafbeſcheid 
den Rekurs an die oberſte Poſtbehörde des Norddeutſchen Bundes ergreifen. 
Dies muß jedoch binnen zehn Tagen präkluſtviſcher Friſt nach der Eröffnung 
des Strafbeſcheides geſchehen und ſchließt fernerhin jedes gerichtliche Verfahren 
aus. Der Rekurs . durch Anmeldung bei einer Poſtbehörde gewahrt. 

Wenn mit der Anmeldung des Rekurſes nicht zugleich deſſen Rechtferti⸗ 
gung verbunden iſt, ſo wird der Angeſchuldigte durch die Poſtanſtalt aufgefor⸗ 
dert, die Ausführung ſeiner weiteren Vertheidigung in einem nicht über vier 
Wochen hinaus anzuſetzenden Termine zu Protokoll zu geben, oder bis dahin 
ſchriftlich einzureichen. 

s $. 48. 


Die Verhandlungen werden hiernächſt gu Abfaſſung des Rekursreſoluts 
an die kompetente Behörde eingeſandt. Hat jedoch der Angeſchuldigte zur Recht⸗ 
fertigung des Rekurſes neue Thatſachen oder Beweismittel, deren Aufnahme er⸗ 
heblich befunden wird, angeführt, ſo wird mit der Inſtruktion nach den für die 
erſte Inſtanz gegebenen Beſtimmungen verfahren. 


R. 49. 


Das Rekursreſolut, welchem die Entſcheidungsgründe beizufügen ſind, wird 
an die betreffende Poſtbehörde befördert und nach erfolgter Publikation oder In⸗ 
ſinuation vollſtreckt. 


$. 50. 
Mit der Verurteilung des Angeſchuldigten zu einer Strafe, durch Straf 
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beſcheid oder Rekursreſolut, iſt zugleich die Verurtheilung deſſelben in die baaren 
Auslagen des Verfahrens auszuſprechen. ; 

Bei der Unterſuchung im Verwaltungswege kommen außer den baaren 
Auslagen an Porto, Stempel, Zeugengebühren u. ſ. w. keine Koſten zum 
Anſatze. 

5 Der Angeſchuldigte, welcher wegen Poſt⸗ oder Portodefraudation zu 
einer Strafe gerichtlich verurtheilt wird, hat auch die durch das Verfahren im 
Verwaltungswege entſtandenen Koſten zu tragen. 


F. 51. Ñ 

Die Vollſtreckung der rechtskräftigen Erkenntniſſe geſchieht nach den für 
die Vollſtreckung ſtrafgerichtlicher Erkenntniſſe im Allgemeinen beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften, die Vollſtreckung der Reſolute aber von der Poſtbehörde, welche dabei 
nach denjenigen Vorſchriften zu verfahren hat, welche für die Exekution der im 
Verwaltungswege feſtgeſetzten Geldſtrafen ertheilt find. 

Die Poſtbehörde kann nach Umſtänden der Vollſtreckung Einhalt thun, 
und die Gerichtsbehörden haben ihren desfallſigen Anträgen Folge zu geben. 


$. 52. 
Zur Beitreibung von Geldbußen darf ohne Zuſtimmung des Verurtheilten, 
inſofern dieſer ein Inländer iſt, kein Grundſtück ſubhaſtirt werden. 
$. 53. 


Der Verurtheilte kann von der ſtatt der Geldbuße bereits in Vollzug ge⸗ 
festen Freiheitsſtrafe ſich nur durch Erlegung des vollen Betrages der erkannten 
Geldbuße befreien. 


Abſchnitt VI. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 54. 
Was ein Briefträger oder Poſtbote über die von ihm geſchehene Be⸗ 
ſtellung auf feinen Dienfteid anzeigt, iſt fo lange für wahr und richtig anzu⸗ 
nehmen, bis das Gegentheil überzeugend nachgewieſen wird. 


$. 55. 

Die Poſtverwaltung iſt für die richtige Beſtellung nicht verantwortlich, 
wenn der Adreſſat erklärt hat, die an ihn eingehenden Poſtſendungen ſelbſt ab⸗ 
zuholen oder abholen zu Ale Auch liegt in dieſem Falle der Poſtanſtalt eine 
Prüfung der Legitimation desjenigen, welcher ſich zur Abholung meldet, nicht 
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ob, ſofern nicht auf den Antrag des Adreſſaten zwiſchen diefem und der Poſt⸗ 
anſtalt ein desfallſiges beſonderes Abkommen getroffen worden iſt. 


$. 56. 


Die Poſtverwaltung iſt, nachdem ſie das Formular zum Ablieferungsſchein 
dem Adreſſaten hat ausliefern laſſen, nicht verpflichtet, die Aechtheit der Unter- 
ſchrift und des etwa hinzugefügten Siegels unter dem mit dem Namen des 
Adreſſaten unterſchriebenen und beziehungsweiſe unterſiegelten Ablieferungsſcheine 
I unterſuchen und die Legitimation desjenigen zu prüfen, welcher unter Vor: 
egung des vollzogenen Ablieferungsſcheines, oder bei nicht deklarirten Sendungen 
unter Vorlegung der Begleitadreſſe, die Aushändigung der Sendung verlangt. 


9. 57. 


Das Bundespräſidium iſt ermächtigt, durch ein von demſelben zu erlaſſen⸗ 
des und mittelſt der für die Publikation amtlicher Bekanntmachungen der Be⸗ 
hörden beſtimmten Blätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringendes Reglement, 
deſſen Beſtimmungen als ein Beſtandtheil des zwiſchen dem Abſender oder Rei⸗ 
ſenden einerſeits und der Poſtverwaltung andererſeits eingegangenen Vertrages 
erachtet werden ſollen, die weiteren bei Benutzung der Poſten zu Verſendungen 
und Reifen zu beobachtenden Vorſchriften zu treffen, insbeſondere 


1) die Einlieferung der abzuſendenden Gegenſtände an die Poſt, deren Rück⸗ 
forderung von Seiten des Abſenders und die Beſtellung der durch die 
Poſt beförderten Gegenſtände, ſowie die Behandlung nicht beſtellbarer 
Sendungen zu regeln; 


2) die Gegenſtände zu bezeichnen, welche als zur Beförderung mit der Poſt 
e geeignet zurückgewieſen werden dürfen oder zurückgewieſen werden 
müfjen; 


3) die Bedingungen und Gebühren für baare Einzahlungen, Poſtanweiſungen, 
Vorſchußſendungen, Streif oder Kreuzbandſendungen, Sendungen mit 
Waarenproben oder Muſtern, offene Karten und rekommandirte Sen⸗ 
dungen, ferner für Beſtellung der Expreßbriefe, der Stadtbriefe und der 
Packete, beziehungsweiſe der Werthſendungen, durch Faktageboten, ſowie 
für die Landbriefbeſtellung zu beſtimmen; 


4) die Eſtafetten⸗Beförderung zu ordnen; c 
5) die Bedingungen feſtzuſetzen, unter denen Reiſende mit den ordentlichen 


Poſten oder mit Extrapoſt befördert werden und zu beſtimmen, was auf 
den einzelnen Kurſen an Perſonengeld zu entrichten ift; 


auch 
6) die zur Aufrechthaltung der Ordnung, der Sicherheit und des Anſtandes 
auf den Poſten und in den Paſſagierſtuben nöthigen polizeilichen Anord⸗ 
nungen zu treffen. 
$. 58. 
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b. 58. 


Alle bisherigen allgemeinen und beſonderen Beſtimmungen über Gegen⸗ 
ſtände, worüber das gegenwärtige Geſetz verfügt, ſoweit jene Beſtimmungen nicht 
auf Staatsverträgen und Konventionen mit dem Auslande beruhen, werden 
hierdurch a en. - - 

Das ni iſt unverletzlich. Die bei ſtrafgerichtlichen Unter⸗ 
ſuchungen und in Konkurs- und civilprozeſſualiſchen Fällen nothwendigen Aus- 
nahmen ſind durch ein Bundesgeſetz feſtzuſtellen. Bis zu dem Erlaß eines 
Bundesgeſetzes werden jene Ausnahmen durch die Landesgeſetze beſtimmt. 

§. 59. 
Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1868. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes ⸗Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 2. November 1867. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck-Schönhauſen. 


(Nr. 19.) 


T 


(Fr. 19.) Geſetz über das Poſttaxweſen im Gebiete des Norddeutſchen Bundes. Vom 
4. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen im Namen des Norddeutſchen Bundes, nach erfolgter Zuſtimmung des 
Bundesrathes und des Reichstages, was folgt: 


§. . 
Porto für Briefe. 


Das Porto beträgt für den frankirten gewöhnlichen Brief auf alle Ent⸗ 
fernungen 


bis zum Gewichte von Einem Loth Zollgewicht einſchließlich 1 Sgr., 
bei größerem Gewichltccc .... en veren 2 


Bei unfrankirten Briefen tritt ein Zuſchlagporto von 1 Sgr., ohne Unter⸗ 
ſchied des Gewichts des Briefes, hinzu. Daſſelbe Zuſchlagporto wird bei unzu⸗ 
reichend frankirten Briefen neben dem Ergänzungsporto in Anſatz gebracht. 

Portopflichtige Dienſtbriefe werden mit Zuſchlagsporto alsdann nicht be⸗ 
legt, wenn die Eigenſchaft derſelben als Dienſtſache durch ein von der oberſten 
Poſtbehörde feſtzuſtellendes Zeichen auf dem Couvert vor der Poſtaufgabe 
erkennbar gemacht worden iſt. 


$. 2. 
Packetporto. 


Das Packetporto wird nach der Entfernung und nach dem Gewichte der 
Sendung erhoben. 


Die Entfernungen werden nach geographiſchen Meilen, zu 15 auf einen 
Aequatorgrad, beſtimmt. Das Poſtgebiet wird in quadratiſche Taxfelder von 
höchftens 2 Meilen Seitenlänge eingetheilt. Der direkte Abſtand des Diagonal⸗ 
kreuzpunktes des einen Quadrats von dem des anderen Quadrats bildet die 
Entfernungsſtufe, welche für die Taxirung der Sendungen von den Poſtanſtalten 
des einen nach denen des anderen Quadrats maaßgebend iſt. Die bei den Ent⸗ 
fernungsſtufen ſich ergebenden Bruchmeilen bleiben unberückſichtigt. 


Das Gewichtsporto beträgt:, 
pro Zollpfund: 


bis 5 Meilen 2 Pf., 
über 5 bis 10 Meilen . 
10 135 e 6 


über 


über 15 bis 20 Meilen 8 Pf., 
20 25 . 10 - 
25 30 BEN elen 1 Sgr. ne 
R 30 S 40 ER 1 S 2 s 
40 S 1 A 
50 GO Ark Mare: Tr 
60 TAU malin T e 
70 SH Fre, 1 10 
80 W 2 — 4 
e eee 2 2 
e ee 2 4 
120 140 . 2 R C 
140 160 ANN 28 
160: Meilen S 4000 


Ueberſchießende Gewichtstheile unter einem Pfunde werden für ein volles 
Pfund gerechnet. 

Als Minimalſätze für ein Packet werden bis 5 Meilen 2 Sgr., über 
5 bis 15 Meilen 3 Sgr., über 15 bis 25 Meilen 4 Sgr., über 25 bis 50 
Meilen 5 Sgr., und über 50 Meilen auf alle Entfernungen 6 Sgr. erhoben. 

Der Päckerei⸗Sendung muß eine, den i NR zu erlaſſenden Vor⸗ 
ſchriften entſprechende Begleikadreſſe beigefügt fein, für welche beſonderes Porto 
nicht in Anſatz kommt. 

Wenn mehrere Packete zu derſelben Begleitadreſſe gehören, wird für jedes 
einzelne Packet die Taxe ſelbſtſtändig berechnet. 


§. 3. 
Porto und Aſſekuranzgebühr für Sendungen mit deklarirtem 
Werthe. 
Für Sendungen mit deklarirtem Werthe wird erhoben: 
a) Porto, und zwar: 


1) für Briefe, ohne Unterſchied der Schwere derſelben, auf die nach 
$. 2. ermittelten Entfernungen: 


bis 5 Meilen 14 Sgr., 
über 5 bis 15 tn Z 3 Decks 
FF ae 
8 25 * 50 ER ME: 4 2 
50 Meten: rn etten 5. 


2) für 


— E 


2) für Packete und die dazu gehörige Begleitadreſſe: 
der nach F. 2. ſich ergebende Betrag 
und 
b) Aſſekuranzgebühr. 


Dieſelbe beträgt auf die nach §. 2. ermittelten Entfernungen und nach 
Maaßgabe des deklarirten Werths: 


w x bie t f Shin gage 
bis 15 Meilen 2 Sgr.. 1 1 Sgr. 
über 15 bis 50 Meilen 1 DEE 2 * 
e MEIN a rd Da Pek 3 33 


Ueberſteigt die deklarirte Summe den Betrag von 1000 Thalern, 
ſo wird für den Mehrbetrag die Hälfte der obigen Aſſekuranzgebühr⸗ 
ſätze erhoben. 

Wenn mehrere Packete mit deklarirtem Werthe zu einer Begleit⸗ 
adreffe gehören, wird für jedes Packet die Aſſekuranzgebühr ſelbſtſtändig 
berechnet. 

§. 4. 


Abrundung und Umrechnung. 


Die bei der en des Porto ſich ergebenden Bruchtheile eines 
Silbergroſchens werden auf 4, 2, 3 oder ganze Silbergroſchen abgerundet. 

In den Gebieten mit anderer als derjenigen Währung, welche den vor⸗ 
b v Tarifſätzen zum Grunde liegt, ſind die aus obigem Tarif ſich ergeben⸗ 
en Portobeträge in die landesübliche Münzwährung a genau umzurechnen. 
Stellen ſich hierbei Bruchtheile heraus, fo erfolgt die Erhebung mit dem nächſt 
höheren darſtellbaren Betrage. In den Gebieten mit Guldenwährung wird bei 
einfachen frankirten Briefen dem Portoſatze von 1 Sgr. der Betrag von 3 Kreu- 
zern gegenübergeſtellt. 


§. 5. 
Couvertiren an die Poſtanſtalten. 

Werden Briefe oder andere Gegenſtände vom Abſender an eine Poſtanſtalt 
zum Vertheilen couvertirt, ſo kommt für jede im Couvert enthaltene Sendung 
das tarifmäßige Porto in Anſatz. 

5 $. 6. 
Termin der Zahlung. 

Die Poſtanſtalten dürfen Briefe, Scheine, Sachen dc. an die Adreſſaten 
erſt dann aushändigen, wenn die Zahlung der Poſtgefälle oft iſt, es ſei denn, 
daß eine terminweiſe Abrechnung darüber zwiſchen der Poſtanſtalt und dem 


Adreſſaten verabredet wäre. 
Bundes, Geſetll. 1867. 13 8 


$. 7. 
Nachforderung von Porto. 


Nachforderungen an zu wenig bezahltem Porto iſt der Korreſpondent nur 
dann zu berichtigen verbunden, wenn ſolche innerhalb Eines Jahres nach der Auf⸗ 
gabe der Sendung angemeldet werden. 


$. 8. 
Abſchaffung von Nebengebühren. 


Für die Abtragung der mit den Poſten von weiterher gekommenen und 
nach dem Ortsbeſtellbezirke der Poſtanſtalten gerichteten Briefe ohne deklarirten 
Werth, Sendungen unter Band, offenen Karten, Sendungen mit Waarenproben 
oder Muſtern, rekommandirten Sendungen, Begleitadreſſen zu Packeten, Poſt⸗ 
1 und Formulare zu Ablieferungsſcheinen wird eine Beſtellgebühr nicht 
erhoben. 


Gebühren für Poſtſcheine über die Einlieferung von Sendungen zur Poſt 


und Gefachgebühren für abzuholende Briefe oder ſonſtige Gegenſtände, desgleichen 
Packkammergeld, werden aufgehoben. 


$. 9. 


Verkauf von Freimarken und Frankocouverts Seitens der Poſt— 
anſtalten. 


Die Poſtanſtalten haben, nach näherer Anordnung der Bundes Poſt⸗ 
verwaltung, Freimarken zur Frankirung der Poſtſendungen bereit zu halten und 
zu demſelben Betrage abzulaſſen, welcher durch den Frankoſtempel bezeichnet ijt. 
Die Poſtanſtalten ſollen ermächtigt ſein, auch mit dem Abſatz von Frankocouverts 
ſich zu befaſſen, für welche außer dem durch den Frankoſtempel bezeichneten Werth⸗ 
betrage eine 2 Herſtellungskoſten der Couverts entſprechende Entſchädigung ein- 
gehoben wird. 


F. 10, 
Proviſion für Zeitungen. 
Die Proviſion für Zeitungen beträgt 25 Prozent des Einkaufspreiſes mit 


der Ermäßigung auf 122 Prozent bei Zeitungen, die ſeltener als monatlich vier⸗ 
mal erſcheinen. 


. 11. 


er 


K. 11. 


Tarife für den Verkehr mit anderen Poſtgebieten. 


Die Tarife für den Verkehr mit anderen Poſtgebieten richten ſich nach 
den betreffenden Poſtverträgen. 


§. 12. 
Aufhebung bisheriger Beſtimmungen. 

Alle bisherigen allgemeinen und beſonderen Beſtimmungen über Gegen⸗ 
ſtände, worüber das gegenwärtige Geſetz verfügt, werden hierdurch aufgehoben. 
§. 13. 

Anfangstermine. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt mit dem 1. Januar 1868. in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Bundes» Infiegel. 


Gegeben Berlin, den 4. November 1867. 
(I. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Bismarck⸗Schönhauſen. 


Redigirt im Büreau des Bundeskanzlers. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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